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Nr. 09 | Jahrgang 112 

 
        Mittwoch, 29. Juni 2016 



 

 

 

 
 

KUNDMACHUNG 

 
 
GZ.: Präs-001850/2013/0010 
 
 

1. Angelobung Stadtrat Ehmann 
2. Änderung der Referatseinteilung 
3. Übertragung von Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbereiches 
 
 
1. In der Sitzung des Gemeinderates vom 16. Juni 2016 wurde Herr Stadtrat Michael Ehmann nach 
den Bestimmungen des § 29 des Statutes der Landeshauptstadt Graz vom Bürgermeister angelobt. 
 
2. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 16. Juni 2016 auf Vorschlag des Bürgermeisters 
folgenden Beschluss gefasst: 
Gemäß § 62 Abs 3 des Statutes der Landeshauptstadt Graz 1967 in der Fassung LGBl. Nr. 45/2016 
wird beschlossen, dass die in der Sitzung des Gemeinderates am 27.2.2014 beschlossene und im 
Amtsblatt Nr. 02/2014 kundgemachte Referatseinteilung dahingehend geändert wird, dass 
folgende Gruppen von Geschäften – soweit es sich um solche des eigenen Wirkungsbereiches 
handelt – Herrn Stadtrat Michael Ehmann zur Berichterstattung und Antragstellung im Stadtsenat 
zugewiesen werden. Grundlage dieser Referatseinteilung ist die Geschäftseinteilung für den 
Magistrat Graz, zuletzt kundgemacht im Amtsblatt Nr. 07/2016 vom 25. Mai 2016.  
 

Stadtrat Ehmann 
A 5 – Sozialamt 
A 6 - Amt für Jugend und Familie  
A 16 – Kulturamt  
nur hinsichtlich 
06.Hauptgruppe Wissenschaftspflege und Fachhochschulen 
Kindermuseum Frida&Fred 
 
3. Am gleichen Tag hat der Bürgermeister gemäß § 60 Abs 2 des Statutes der Landeshauptstadt 
Graz 1967, LGBl 130/1967 idF LGBl Nr. 45/2016 verfügt, dass die in der Referatseinteilung 
genannten Angelegenheiten - soweit es sich um solche des übertragenen Wirkungsbereiches 
handelt – an Herrn Stadtrat Michael Ehmann zur Besorgung in seinem Namen übertragen werden. 
 
Ausgenommen von dieser Verfügung ist die Erlassung einstweiliger Verfügungen, soweit diese 
aufgrund bundes- und landesgesetzlicher Bestimmungen vom Bürgermeister bzw. der 
Bezirksverwaltungsbehörde im Falle unmittelbar drohender Gefahr für besonders geschützte 
Rechtsgüter zu treffen sind. 
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Hinweis!  
Diese Kundmachung wurde am 16. Juni 2016 an der Amtstafel im Rathaus angeschlagen und ist an 
diesem Tag in Kraft getreten. 
 
 
Für den Bürgermeister: 
Die Abteilungsvorständin: 
 
elektronisch gefertigt 
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KUNDMACHUNG 

 
 
GZ.: Präs-0057453/2012/0050 

 
 

Angelobung Bürgermeisterstellvertreterin Elke Kahr 
 
 
In der Sitzung des Gemeinderates vom 16. Juni 2016 wurde Frau Stadträtin Elke Kahr gemäß  
§ 28 des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBl. Nr. 130/1967 idF LGBl. Nr. 45/2016, als 
Bürgermeisterstellvertreterin von Herrn Landeshauptmann Hermann Schützenhöfer angelobt. 
 
Die Kundmachung der Angelobung wurde am 16. Juni 2016 an der Amtstafel im Rathaus 
angeschlagen. 
 
 
Für den Bürgermeister: 
Die Abteilungsvorständin: 
 
elektronisch gefertigt 
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KUNDMACHUNG 

 
 
Jagd-Fischerei 
GZ.: A2-005579/2013 

 
 

Gemeindejagdgebiete in Graz; 
Aufteilungsentwurf 2016/2017 
 
 
Der für die Grazer Gemeindejagdgebiete für das Jagdjahr 2016/2017 erzielte Pachtzins wird gemäß 
§ 21 Abs 1 des Steiermärkischen Jagdgesetzes, LGBl. Nr. 23/1986 idF LGBl. Nr. 9/2015 unter 
Zugrundelegung des Flächenausmaßes der in das betreffende Gemeindejagdgebiet einbezogenen 
Grundstücke an die Grundbesitzer aufgeteilt. 
 
Bei der nach der zitierten gesetzlichen Bestimmungen erfolgenden Aufteilung des Pachtzinses durch 
den Gemeinderat ist dessen Stellung der eines Treuhänders gleichzusetzen. 
 
Gemäß § 21 Abs 1 des Steiermärkischen Jagdgesetzes sollen die Grundbesitzer dieser Jagdgebiete 
ihre Anteile am Pachtzins beim Magistrat Graz beheben können, wobei sie ihre 
Anspruchsberechtigung durch Vorlage eines Grundbuchsauszuges, der nicht älter als sechs Monate 
sein darf, darzulegen haben. 
 
Gemäß § 21 Abs 2 leg. cit. steht es jedem Grundbesitzer im jeweiligen Jagdgebiet frei, gegen diesen 
Aufteilungsmodus innerhalb von vier Wochen beim Magistrat Graz, BürgerInnenamt, 
Einwendungen schriftlich einzubringen oder bei diesem Amt im Amtshaus, 8010 Graz, Schmiedgasse 
26, 3. Stock, Zimmer 306, an Werktagen von Montag bis Freitag zwischen 7.30 und 13.00 Uhr zu 
Protokoll zu geben. 
 
Die genauen Zeiten, in denen diese Anteile behoben werden können, werden nach Vorliegen  
des diesbezüglichen Gemeinderatsbeschlusses noch gesondert kundgemacht. 
 
 
Für den Bürgermeister: 

Die Abteilungsvorständin der Präsidialabteilung 

 

elektronisch gefertigt 
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KUNDMACHUNG 

 
 
GZ.: A2/1-124652/2015/0002 

 
 

Prüfung zur Erlangung der ersten Jagdkarte 
 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 der Verordnung der Stmk. Landesregierung  vom 23.11.1964, LGBl. Nr. 356/1964 
idF der Verordnung LGBl. Nr. 45/2001 wird kundgemacht, dass die Prüfung zur Erlangung  der ersten 
Jagdkarte Anfang September 2016 für Personen, die ihren Wohnsitz in der Stadt Graz haben, 
abgehalten wird.  
 
Ansuchen um Zulassung zu dieser Prüfung müssen spätestens am 22.8.2016 beim Magistrat Graz, 
BürgerInnenamt, 8010 Graz, Schmiedgasse 26, Zi.-Nr. 306, wo auch die Antragsformulare mit einer 
genauen Information aufliegen, einlangen.  
 
 
Für den Bürgermeister: 

Die Abteilungsvorständin der Präsidialabteilung 

 

elektronisch gefertigt 
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KUNDMACHUNG 
 
 
Auflage des Entwurfes des Bebauungsplanes und Anhörung  
gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 Steiermärkisches Raumordnungsgesetz 2010 
 
 
GZ.: A14-009517/2016/0001 

 
 

04.24.0 Bebauungsplan  

„Wiener Straße 34“ 

IV. Bez., KG Lend 
 
 
Der Entwurf des 04.24.0 Bebauungsplanes „Wiener Straße 34“ wird gemäß  
§ 40 Abs. 6 Z 1 StROG 2010 über 8 Wochen, in der Zeit 
 
von Donnerstag, dem 30.06.2016 bis Donnerstag, dem 25.08.2016 
 
zur allgemeinen Einsicht und zur Anhörung für die grundbücherlichen Eigentümer der im 
Planungsgebiet liegenden Grundstücke aufgelegt. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Wortlaut (Verordnungsentwurf), der 
zeichnerischen Darstellung samt Planzeichenerklärung sowie dem beigefügten 
Erläuterungsbericht, liegt gemäß § 101 Abs 2 des Statutes der Landeshauptstadt Graz im 
Stadtplanungsamt des Magistrates Graz, Europaplatz 20, 6.Stock, während der Amtsstunden 
(Montag bis Freitag, 8h bis 15h), innerhalb des Auflagezeitraumes zur allgemeinen Einsicht auf.  
Der Entwurf des Bebauungsplanes ist auch auf der Homepage der Stadt Graz zu finden: 
http://www.graz.at/bebauungsplanung 
 
Innerhalb der Auflagefrist können Einwendungen schriftlich und begründet beim Magistrat Graz, 
Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, stempelgebührenfrei bekanntgegeben werden. Zu 
den Parteienverkehrszeiten (Dienstag und Freitag, 8h bis 12h) wird im Stadtplanungsamt eine 
Auskunfts- und Beratungstätigkeit angeboten. 
 
Die betroffenen grundbücherlichen Eigentümer werden von dieser Kundmachung zudem 
schriftlich benachrichtigt. 
 
 
Für den Bürgermeister: 

Die Abteilungsvorständin der Präsidialabteilung 

 

elektronisch gefertigt 
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VERORDNUNG 
 
 
GZ.: A14-145329/2015/0013 

 
 

05.27.0 Bebauungsplan  

„Auf der Tändelwiese/Herrgottwiesgasse/Mauergasse/Reiherstadlgasse“ 

V. Bez., KG Gries 
 
 
Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 16.06.2016, mit der in 
Vollziehung der Aufgaben der örtlichen Raumordnung der 05.27.0 Bebauungsplan „Auf der 
Tändelwiese/Herrgottwiesgasse/Mauergasse/Reiherstadlgasse“ beschlossen wird. 
 
Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes 2010 (StROG)  
idF LGBl. Nr. 139/2015 in Verbindung mit den §§ 8 (Freiflächen und Bepflanzung),  
11 (Einfriedungen) und 89 Abs. 4 (Abstellflächen und Garagen) des Steiermärkischen Baugesetzes 
1995 idF LGBl. Nr. 75/2015 und § 3 Abs. 3 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF LGBl.  
Nr. 58/2011 wird verordnet: 
 

§ 1 ALLGEMEINES 

Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen 
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklärung. 

 
§ 2 BEBAUUNGSWEISEN 

(1) offene Bebauung 
gekuppelte Bebauung 
geschlossene Bebauung 

 
§ 3 BEBAUUNGSDICHTE, BEBAUUNGSGRAD 

(1) Eine Überschreitung des im, 3.0 Flächenwidmungsplan 2002 und im § 2 der 
Bebauungsdichteverordnung 1993 festgesetzten Höchstwertes der Bebauungsdichte ist 
zulässig.  

(2) Der Bebauungsgrad entspricht dem Ausmaß der plangraphischen Festlegungen dieses 
Bebauungsplanes (bebaubare Flächen gem. Baugrenzlinien, Baufluchtlinien, 
baugesetzmäßigen Abständen etc.). Für das Grundstück Nr. 1807; KG Gries gilt ein 
maximaler Bebauungsgrad von 0,30. 

 
§ 4 BAUGRENZLINIEN 

(1) Die Baugrenzlinien gelten nicht für Tiefgaragenrampen und deren Einhausungen, 
Liftzubauten, Kellerabgänge und deren Einhausungen und dergleichen. 

(2) Reiherstadlgasse, Mauergasse: Balkone dürfen maximal 2,00 m über die Baugrenzlinie 
vortreten. 
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(3) Auf der Tändelwiese, Herrgottwiesgasse: Balkone dürfen nicht über die straßenseitige 
Baugrenzlinie vortreten. 
 

§ 5 GESCHOSSANZAHL, GEBÄUDEHÖHEN, DÄCHER 

(1) Im Plan sind die jeweils maximal zulässigen Geschoßanzahlen eingetragen. Es gelten 

folgende maximale Gebäudehöhen: 

 
Geschoßanzahl: Gebäudehöhe: 
3 G max. 11,00 m 
4 G max. 14,50 m 

 

(2) Die festgelegten Gebäudehöhen beziehen sich auf den Höhenschichtlinienplan gemäß 

Luftbildauswertung GZ.: 152846/2015 Stadt Graz, Stadtvermessung. 

(3) Für Stiegenhäuser, Lifte und kleinere Dachaufbauten sind Überschreitungen der 

maximalen Gebäudehöhen zulässig.  

(4) Flachdächer (<10°) sind zu begrünen. Dabei ist eine Substrathöhe von mindestens  

8 cm vorzusehen. Davon ausgenommen sind Dachterrassen, Vordächer, 

Glasdachkonstruktionen sowie technisch erforderliche Ausbildungen wie z.B. 

Stiegenhäuser und Lifte. 

(5) Dächer sind mit einer Dachneigung bis 40° zulässig. 
 

§ 6 FORMALE GESTALTUNG VON GEBÄUDEN 

(1) Straßenseitige Laubengänge sind nicht zulässig. 
 

§ 7 PKW-ABSTELLPLÄTZE, FAHRRADABSTELLPLÄTZE 

(1) Die PKW-Abstellplätze sind in Tiefgaragen, im Gebäude integriert oder auf Abstellflächen im 

Freien zu errichten. Pro Bauplatz sind max. 10 PKW-Abstellplätze im Freien zulässig. 

(2) Bei Neubauten ist je 55 - 65 m² Wohnnutzfläche ein PKW-Abstellplatz herzustellen Diese 

Werte sind jeweils die Ober- oder Untergrenze. 

(3) Die Wohnnutzfläche ist die gesamte Bodenfläche einer Wohnung abzüglich der 

Wandstärken. Keller- und Dachbodenräume, Balkone und Terrassen sind bei der Berechnung 

der Nutzfläche nicht zu berücksichtigen.  

(4) Bei einer Bauplatzgröße von weniger als 1000 m² entfällt die Verpflichtung zur Herstellung 

von PKW-Stellplätzen gem. § 89 des Baugesetzes. 

(5) PKW-Abstellflächen im Freien sind wie folgt auszuführen: 

 mit sickerfähiger Oberfläche, dies gilt nicht für PKW-Abstellplätze für Menschen mit 
Behinderung. 

 in Gruppen von jeweils maximal 5 PKW-Abstellplätze. 
(6) Tiefgaragenrampen sind einzuhausen. 
(7) Je angefangene 40 m² Wohnnutzfläche ist ein Fahrradabstellplatz herzustellen. 
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§ 8 FREIFLÄCHEN, GRÜNGESTALTUNG 

(1) Abweichungen der Lage der im Bebauungsplan eingetragenen Bäume sind zulässig.  

(2) Nicht bebaute Flächen sind zu begrünen.  

(3) Bäume sind als Laubbäume in Baumschulqualität, mit einem Mindeststammumfang von 

16|18cm, gemessen in 1,0 m Höhe, zu pflanzen und zu erhalten. Die Mindestbreite einer 

Baumscheibe hat mindestens 1,8 m zu betragen. Baumscheiben sind zu begrünen und durch 

entsprechende Maßnahmen (z.B. Gitterroste, Baumschutzbügel) vor Befahren zu schützen. 

(4) Der Standraum der Bäume ist in den befestigten Bereichen durch Bewässerungs- bzw. 

Belüftungseinrichtungen bzw. durch einen sickerfähigen Belag zu sichern. Baumscheiben 

sind zu begrünen und durch entsprechende Maßnahmen vor Befahren zu schützen 

(Gitterrost, Baumschutzbügel u.ä.) 

(5) Für großkronige Bäume ist bei versickerungsfähigem Umfeld eine offene Baumscheibe von 

netto mind. 6,0m², beziehungsweise bei versiegeltem Umfeld eine offene Baumscheibe von 

netto mind. 9,0 m² herzustellen.  

Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk beträgt mind. 10,0 m. Bei 

straßenbegleitenden Baumreihen kann dieser Abstand auf 4,50 m reduziert werden. 

(6) Für mittelkronige Bäume ist bei versickerungsfähigem Umfeld eine offene Baumscheibe von 

netto mind. 6,0m², beziehungsweise bei versiegeltem Umfeld eine offene Baumscheibe von 

netto mind. 9,0 m² herzustellen.  

Der Baumachsabstand bis zum aufgehenden Mauerwerk beträgt mind. 6,0 m. Bei 

straßenbegleitenden Baumreihen kann dieser Abstand auf 4,50 m reduziert werden. 

(7) Die Decke von nicht überbauten Tiefgaragen ist mit einer Vegetationsschicht von 

mindestens 0,7 m Höhe niveaugleich mit dem angrenzenden Gelände zu überdecken.  

(8) Bei Abstellplätzen im Freien ist je maximal 5 PKW-Abstellplätze, ein Laubbaum zu pflanzen 

und dauerhaft zu erhalten.  

(9) Lärmschutzwände sind beidseitig mit immergrünen Pflanzen zu begrünen. 

(10) Im Bauverfahren ist ein Außenanlagenplan einzureichen. 
 
§ 9 SONSTIGES 

(1) Einfriedungen sind ausschließlich in nicht blickdichter Form bis zu einer Höhe von max. 1,50 
m zulässig.  
 

§ 10 BESTEHENDE GEBÄUDE 
Bei bestehenden Gebäuden außerhalb der zur Bebauung bestimmten Flächen sind Umbauten 
zulässig. Für Zubauten ist ein positives raumplanerisches Gutachten erforderlich. 
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§ 11 INKRAFTTRETEN 

(1) Dieser Bebauungsplan tritt gemäß § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit 

30.06.2016 in Kraft.  

(2) Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20, 6. Stock, 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 
 
 
Für den Bürgermeister: 

Die Abteilungsvorständin der Präsidialabteilung 

 

elektronisch gefertigt 
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VERORDNUNG 

 
 
GZ.:A14-122356/2015/12  

 
 

16.05.2 Bebauungsplan  

„Grillweg/Erna-Diez-Straße“, 2. Änderung 

XVI.Bez., KG Webling 
 
 
Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom16.06.2016, mit der in Vollziehung 
der Aufgaben der örtlichen Raumordnung der 16.05.2 Bebauungsplan „Grillweg/Erna-Diez-
Straße“, 2. Änderung beschlossen wird. 
 
Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes 2010 (StROG) idF  
LGBl. Nr. 139/2015 in Verbindung mit den §§ 8, 11 und 89 Abs.4 des Steiermärkischen 
Baugesetzes 1995 idF LGBl. Nr. 75/2015 und § 3 Abs. 1 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF 
LGBl. Nr. 58/2011 wird verordnet: 
 

§ 1 ALLGEMEINES 

Der Bebauungsplan besteht aus dem Wortlaut (Verordnungstext) und der zeichnerischen 
Darstellung (Plan) samt Planzeichenerklärung. 

 
§ 2 BEBAUUNGSWEISEN, NUTZUNGEN 

(1) Bauplatz A1, A2, A3 und A4: geschlossene Bebauung 
Bauplatz B:    offene Bebauung 
 

(2) Eine Wohnnutzung der Erdgeschossflächen ist, gemäß Eintragung im Plan (Bauplatz A1 
und A2: gelb schraffierte Fläche) unzulässig.  

 
§ 3 BEBAUUNGSDICHTE, TEILUNGEN 

(1) Die Bebauungsdichte wird gemäß § 3 der Bebauungsdichteverordnung 1993 festgelegt 
(Mindest-/Höchstwert): 
Bauplatz ca.:  Nettofläche   Mindest-/Höchstwert 
Bauplatz A1:   6.467 m²   1,0 bis 1,45 
Bauplatz A2:   6.586 m²   1,0 bis 1,87 
Bauplatz A3:   7.269 m²   1,0 bis 1,53 
Bauplatz A4:   6.472 m²   1,0 bis 1,40  
Bauplatz B:   2.982 m²    1,0 bis 2,25 
 

(2) Im Plan sind die Bauplatzteilungen eingetragen.  
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§ 4 BAUGRENZLINIEN, BAUFLUCHTLINIEN 

(1) Im Plan sind die Baugrenz- und Baufluchtlinien für Hauptgebäude festgelegt. 
(2) Die Baugrenz- und Baufluchtlinien gelten nicht für Tiefgaragenrampen und deren 

Einhausungen, Terrassen, Kellerabgänge und deren Einhausungen, Vordächer und 
dergleichen. 

(3) Balkone dürfen maximal 2,50m über die Baugrenzlinie sowie die Baufluchtlinie 
vortreten. 

(4) Erker dürfen nicht über die Baugrenzlinie sowie die Baufluchtlinie vortreten. 

 
§ 5 GESCHOSSANZAHL, GEBÄUDEHÖHEN, GESAMTHÖHEN, DÄCHER 

(1) Im Plan sind die jeweils maximal zulässigen Geschoßanzahlen eingetragen. Es gelten 

folgende maximale Gebäudehöhen: 

 

Gilt für die Bauplätze: A1, A2, A3 und A4: 
Geschoßanzahl: Gebäudehöhe: 
1 G max. 6,00m 
4 G max. 15,50m 
5 G max. 18,70m 
6 G max. 21,90m 
7 G max. 25,10m 
8 G max. 28,30m 
9 G max. 31,50m 
10 G max. 34,70m 
11 G max. 38,00m 

 

Gilt für den Bauplatz B:  
Geschoßanzahl: Gebäudehöhe: 
1 G max. 7,00m 
2 G max. 11,00m 
7 G max. 28,50m 

 

(2) Es ist ein zusätzliches Geschoss und dessen, im Plan eingetragene 

Bruttogeschossfläche maximal zulässig.  
(3) Höhenbezugspunkt: 353,50 im Präzisionsnivellement lt. Eintragung im Plan  
(4) Für Stiegenhäuser und Lifte sind Überschreitungen der maximalen Gebäudehöhen 

zulässig. 

(5) Im gelb schraffierten Bereich (siehe Eintragung im Plan) hat die Geschosshöhe 

mindestens 4,50 m zu betragen. 

(6) Die Flachdächer sind zu begrünen. Dabei ist über dem Erdgeschoss eine 

Substrathöhe von mindestens 30cm (intensiv) ansonsten eine Substrathöhe von 

mindestens 10cm (extensiv) vorzusehen. Davon ausgenommen sind 

Flachdachflächen, kleiner als 50m² sowie Dachterrassen, Vordächer, 

Glasdachkonstruktionen sowie technisch erforderliche Ausbildungen wie z.B. 

Stiegenhäuser und Lifte. 
(7) Es sind nur Flachdächer zulässig. 
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(8) Haustechnikanlagen sind bei Flachdächern mindestens 3,00 m zurück zu versetzen 
und mit einem Sichtschutz (z.B. Lochblech, Streckmetall) zu versehen. 
 

§ 6 FORMALE GESTALTUNG VON GEBÄUDEN 

(1) Zum Grillweg und zur Verkehrsfläche, Grundstück Nr.: 299/32 sind Balkone nicht 
zulässig. 

(2) Balkone in der Höhe der Dachtraufe sind nicht zulässig. 

 
 

§ 7 PKW-ABSTELLPLÄTZE 

(1) Je 75 m² bis 85 m² Wohnnutzfläche ist ein PKW-Abstellplatz herzustellen. Diese Werte 
sind jeweils die Obergrenze- oder Untergrenze. 

(2) Die PKW-Abstellplätze sind in Tiefgaragen bzw. auf Abstellflächen im Freien (lt. 

Eintragung im Plan) zu errichten.  

(3) PKW - Abstellflächen im Freien sind wie folgt auszuführen 

mit sickerfähiger Oberfläche (Macadam, Rasensteinen, Pflasterung o.ä.), dies gilt 

nicht für PKW-Abstellplätze für Menschen mit Behinderung. 
(4) Gilt für die Bauplätze A1, A2, A3 und A4: 

Die Tiefgaragen sind aneinander zu bauen (Anbau an der jeweiligen gemeinsamen 
Grenze von angrenzenden Bauplätzen). 

(5) Je angefangene 30 m² Wohnnutzfläche bzw. je angefangene 60 m² sonstige 
Nutzflächen, ist ein Fahrradabstellplatz herzustellen.  

 
§ 8 FREIFLÄCHEN, GRÜNGESTALTUNG 

(1) Im Bebauungsplan dargestellte Grünflächen und Baumpflanzungen sind fachgerecht 

anzulegen und auf Dauer zu erhalten. Abweichungen der Lage der im Bauungsplan 

eingetragenen Bäume sind zulässig.  

(2) Bäume sind als Laubbäume, mit einem Mindeststammumfang von 16|18cm, 

gemessen, in 1,0 m Höhe, zu pflanzen und zu erhalten. Die Mindestbreite einer 

Baumscheibe hat mindestens 1,8 m zu betragen. Baumscheiben sind zu begrünen und 

durch entsprechende Maßnahmen (z.B. Gitterroste, Baumschutzbügel) vor Befahren 

zu schützen.  

(3) Der Standraum der Bäume ist in den befestigten Bereichen durch Bewässerungs- bzw. 

Belüftungseinrichtungen bzw. durch einen sickerfähigen Belag zu sichern.  

(4) Die Decke von nicht überbauten Tiefgaragen ist mit einer Vegetationsschicht von 

mindestens 70cm Höhe (ausgenommen Platzflächen, Wege, Tiefgaragenaufgänge 

u.dgl.) niveaugleich mit dem angrenzenden Gelände zu überdecken. 

(5) Bei Bäumen auf Tiefgaragen bzw. Dächern hat die Vegetationsschicht mindestens 1m 

zu betragen, Mindestdurchmesser 5m. 

(6) Bei Abstellplätzen im Freien ist je maximal 5 PKW-Abstellplätze ein Laubbaum zu 

pflanzen und zu erhalten. 

(7) Die Verlegung von Leitungen im Bereich des Wurzelraums von Bäumen ist unzulässig.  

(8) Geländeveränderungen sind bis zu einer maximalen Höhe von 354,50 (Höhenangabe 

im Präzisionsnivellement) zulässig. Davon ausgenommen sind Angleichungen des 

Nr. 09 vom 29. Juni 2016 Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Seite 14 von 17



 

Geländes im Bereich zwischen der Verkehrsfläche, der Erna-Diez-Straße und dem 

angrenzenden Gelände auf den Bauplätzen A3, A4 und Bauplatz B, kleinflächige 

Geländeveränderungen (Erdschüttungen) zu Terrassen sowie Erdschüttungen für 

Lärmschutzmaßnahmen. 

(9) Stützmauern aus „Löffelsteinen“ oder großformatigen Steinen sind nicht zulässig. 

(10) Oberflächengestaltung der im Plan eingetragenen Fläche „Platz“: 

Großformatige Platten: Beton, Naturstein u. dgl. 

 
 
§ 9 SONSTIGES 

(1) Flächige Werbeanlagen, Schilder, Leuchtkästen, fotorealistische Abbildungen u. dgl. 
über 0,50 m² Fläche sind unzulässig. 

(2) Werbeanlagen sind auf Gebäuden ausschließlich an der Fassade montiert, maximale 
Oberkante 7,00m zulässig. 

(3) Am Bauplatz A1, A4 und B ist je ein freistehender Werbepylon bis zu einer Höhe von 
maximal 7m zulässig. 

(4) Einfriedungen sind nicht zulässig. Sofern dies der besondere Verwendungszweck eines 
Gebäudes oder Gebäudeteils gebietet (z.B. Kinderbetreuungseinrichtung u. ähnliches) 
sind Einfriedungen zulässig. 

(5) Lärmschutzmaßnahmen sind jedenfalls zulässig. 
 
 

§ 10 INKRAFTTRETEN 

(1) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung, tritt die Verordnung des Gemeinderates der 

Landeshauptstadt Graz:  

GZ.: A14-K-652/1999-24; 16.05.1 Bebauungsplan „Einkaufszentrum Grün“ 

Kärntnerstraße 228, 1. Änderung,  

sowie  

GZ.: A14-K-652/1999-17; 16.05 Bebauungsplan „Einkaufszentrum Grün“, 

Kärntnerstraße 228, außer Kraft. 

(2) Dieser Bebauungsplan tritt gemäß § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz mit 

30.06.2016 in Kraft. 

Der Bebauungsplan liegt im Magistrat Graz, Stadtplanungsamt, Europaplatz 20,  

6. Stock, während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 
 
 
Für den Bürgermeister: 

Die Abteilungsvorständin der Präsidialabteilung 

 

elektronisch gefertigt 
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VERORDNUNG 

 
 
GZ.: KFA-K35/2001-12 

 
 

KFA-Satzung 
 
 
Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz vom 12.05.2016 mit der die  
KFA-Satzung, zuletzt geändert durch den Beschluss des Gemeinderates vom 12.06.2014,  
GZ: KFA-K 35/2001-10, geändert wird. 
 
Gemäß § 37 Abs. 4 der Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der Landeshauptstadt Graz 1956, 
LGBl. Nr. 30/1957, in der Fassung LGBl. Nr. 17/2016 und des § 21a des Grazer 
Gemeindevertragsbedienstetengesetzes 1974, LGBl. Nr. 30/1974, in der Fassung LGBl. Nr. 18/2016 
wird verordnet: 
 

Artikel I 
 
Die Verordnung des Gemeinderates der Landeshauptstadt Graz betreffend die Krankenfürsorge für 
die Anspruchsberechtigten bei der Krankenfürsorgeanstalt für die Beamten der Landeshauptstadt 
Graz (KFA-Satzung), zuletzt kundgemacht im Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz Nr.7 vom 16. Juli 
2014, wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 35b Abs.3 wird der Ausdruck „15 v.H.“ durch den Ausdruck „10 v.H.“ ersetzt. 
2. In § 40 Abs.5 wird der Ausdruck „15 %“ durch den Ausdruck „10 %“ ersetzt. 

 
 

Artikel II 
 
Diese Verordnung tritt rückwirkend mit 01.04.2016 in Kraft. 
 
 
Für den Bürgermeister: 

Die Abteilungsvorständin der Präsidialabteilung 

 

elektronisch gefertigt 
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